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DIE ALLGEMEINE PFLICHTINNUNG IM HANDWERK
K R E IS H A N D W E R K E R S C H A F T E N  U N D  E H R E N G E R I C H T S B A R K E IT * )

Von Dr. Le ß m a n n , Referent bei dem Reichsstand des Deutschen Handwerks 
und bei dem Deutschen Handwerks- und Gewerbekammertag.

Durch das Gesetz über den vorläufigen Aufbau des 
deutschen Handwerks vom 29. November 1933 
(RGBl. I S. 1015) wurden der Reichswirtschaftsmi­
nister und der Reichsarbeitsminister ermächtigt, über 
den organisatorischen Aufbau des Handwerks eine 
vorläufige Regelung auf der Grundlage allgemeiner 
Pflichtinnungen und des Führergrundsatzes zu treffen. 
Die nunmehr vorliegende Erste Verordnung über den 
vorläufigen Aufbau des deutschen Handwerks vom 
15. Juni 1934 (RGBl. I  S. 493) beruht auf dieser 
Ermächtigung. Ebenso wie bei der Gesetzgebung 
hinsichtlich des Reichsnährstandes wird auch beim 
Handwerk deshalb von einem vorläufigen Aufbau und 
einer vorläufigen Regelung gesprochen, weil die stän­
dische Neugliederung der deutschen Wirtschaft ins­
gesamt in ihrer endgültigen Gestalt noch nicht fest­
steht-.

1. Anwendungsbereich der Verordnung.
Die Verordnung vom 15. Juni 1934 bestimmt 

zunächst, daß der Reichswirtschaftsministcr im Ein­
vernehmen mit dem Reichsinnenminister ein Verzeich­
nis aller Gewerbe aufstellt, die handwerksmäßig be­
trieben werden können. Die Verordnung bestimmt 
ferner, daß nur die in der Handwerksrolle eingetragenen 
Handwerker und die in ihren Betrieben beschäftigten 
Gesellen und Lehrlinge den Vorschriften der Verord­
nung unterliegen. Auf diese Weise wird der sachliche 
und persönliche Anwendungsbereich der Verordnung 
eindeutig klargestellt. Das Verzeichnis ist inzwischen 
unter dem 30. Juni 1934 vom Reichswirtschafts­
minister im Deutschen Reichsanzeiger vom 2. Juli 
1934 bekanntgemacht. Es enthält 72 Haupthandwerks­
zweige mit Hinweisen auf Spezialtätigkeiten. Auf dem 
Gebiete des Bauhandwerks führt das Verzeichnis 
folgende Zweige an:
Dachdecker, Asphaltdecker, Bleidccker, Pappdecker, 
Schieferdecker und Ziegeldecker; Elektroinstalla­
teure; Glaser; Klempner, Gas- und Wasser-Installa­
teure, Zentralheizungsbauer; Maler, Anstreicher, 
Tüncher und Weißbinder; Maurer, Backofenbauer, 
Betonbauer, Beton- und Kunststeinhersteller, Brunnen­
bauer, Platten-, Steinholz- und Fliesenleger, Schorn­

*) Auf G rund  d e r  E rs ten  V erordnung  über deu  vorläufigen A ufbau des 
deutschen llau d w erk s  vom  15. J u n i 1934.

steinbauer, Terrazzomacher; Pflasterer, Steinsetzer 
und Straßenbauer; Schlosser; Steinmetze, Steinbild­
hauer; Marmorschleifer; Stukkateure und Gipser; 
Tischler; Ofensetzer; Zimmerer.

2. Errichtung der Pßichtinnungen.
Während die bisherigen freien Innungen im Hand­

werk auf Grund völlig freien Zusammenschlusses zu­
standekamen und die Zwangsinnungen durch behörd­
liche Anordnung auf Grund der Zustimmung der Mehr­
heit der beteiligten Handwerker, werden die künf­
tigen Pflichtinnungen kraft zwingender gesetzlicher 
Vorschrift von den bezirklich zuständigen Handwerks­
kammern errichtet. Für jeden Handwerkszweig darf 
in demselben Bezirk nur eine Innung errichtet werden. 
Dieser Innung gehören aber sämtliche in der Hand­
werksrolle eingetragenen Handwerker an, die das Hand­
werk ausüben, für das die Innung errichtet ist. Damit 
ist auf der Stufe der Innungen die restlose organisa­
torische Erfassung des Handwerks gesetzlich vorge­
schrieben. Ein innungsloser Zustand, ein Außerhalb- 
der-Innung-Stehen ist für den einzelnen selbständigen 
Handwerker in Zukunft nicht mehr möglich und nicht 
mehr zulässig.

3. Führergrundsatz in  der P/lichtinnung.
Als Organe der Pflichtinnupg sind die Innungsver­

sammlung, der Obermeister, der Gesellenwart und 
Beiräte vorgesehen. Dem Führergrundsatz ent­
sprechend werden der Obermeister und der Gesellen­
wart nicht von der Innungsversammlung gewählt. 
Der Obermeister wird von der Handwerkskammer 
nach Anhörung des der Innung übergeordneten Fach­
verbandes bestellt. Den Gesellenwart und den Ge­
sellenbeirat bestellt die Handwerkskammer im Ein­
vernehmen mit der zuständigen Stelle der Deutschen 
Arbeitsfront. Die Mitglieder des allgemeinen Innungs­
beirates werden vom Obermeister selbst bestellt. Die 
Handwerkskammer kann im übrigen die Bestellung 
des Obermeisters und des Gesellenwarts jederzeit 
widerrrufen. Die Amtsdauer beträgt ein jah r. Der 
Führergrundsatz kommt weiterhin darin zum Aus­
druck, daß der Obermeister den Innungsbeirat in 
grundsätzlichen und wichtigen Angelegenheiten zwar 
um seine Meinung befragen soll, jedoch nicht an das
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Gutachten des Innungsbeirates gebunden ist. Der 
Obermeister kann die von ihm bestellten einzelnen 
Innungswarte sofort abberufen, wenn diese seinen 
Anordnungen zuwiderhandeln, die Erfüllung ihrer 
Aufgaben vernachlässigen usw. Der Innungsver­
sammlung bleibt die Beschlußfassung Vorbehalten über 
die Abänderung der Satzung, über den Erwerb, die 
Veräußerung oder dingliche Belastung-' von Grund­
stücken, über die Genehmigung der ,Jahresrechnungen, 
über die Feststellung des Haushaltsplanes u. a. m. 
Neu ist die Vorschrift, daß der Obermeister alljährlich 
in der Innungsversammlung die Vertrauensfrage zu 
stellen und das Ergebnis der Handwerkskammer 
unverzüglich mitzuteilen hat. Die Pflichtinnung ist 
eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. Die 
Satzungen der einzelnen Innungen werden erstmalig 
von den bezirklich zuständigen Handwerkskammern 
erlassen. Die einzelnen Innungsmitglieder haben die 
Kosten für die Errichtung und die Tätigkeit der 
Innung durch Beiträge aufzubringen. Für die Höhe 
der Beiträge ist die Leistungsfähigkeit der Betriebe 
maßgebend.

4. Die Aufgaben der Pflichtinnungen.
Die Aufgaben der Innung sind in der Verordnung 

genau festgelegt. Die hier im einzelnen vorgenommene 
Aufzählung ist erschöpfend. Die Innung kann also 
nur die in der Verordnung aufgezählten Aufgaben 
übernehmen und nur für die Erfüllung dieser Aufgaben., 
Mittel verwenden. Zum Unterschied von den bis­
herigen freien Innungen im Handwerk und den Zwangs­
innungen sind die Pflichtinnungen also nicht befugt, 
ihre Wirksamkeit auch auf andere den Innungsmit­
gliedern gemeinsame gewerbliche Interessen auszu­
dehnen. Aus dem trotzdem sehr umfangreichen 
Aufgabengebiet der Innungen mag nachstehend 
folgendes angeführt werden:
Pflege des Gemeingeistes und Wahrung der Standes­
ehre; Regelung des Lehrlingswesens entsprechend den 
Bestimmungen der Handwerkskammer und Über­
wachung der technischen, gewerblichen und sittlichen 
Ausbildung der Lehrlinge;
Entscheidung über Streitigkeiten zwischen selbstän­
digen Handwerkern und ihren Lehrlingen;
Abnahme der Gesellenprüfungen;
Förderung wirtschaftlicher Einrichtungen, die dem 
Handwerkszweig dienen, insbesondere Förderung des 
Genossenschaftswesens;
Förderung von Einrichtungen zur gemeinschaftlichen 
Übernahme von Lieferungen und Leistungen; 
Beratung auf Ansuchen der Vergehnngsstellcn bei 
Vergebung öffentlicher .Lieferungen und Leistungen; 
Maßnahmen zur Verbesserung der Arbeitsweise und 
der Betriebsführung;
Erstattung von Gutachten und Auskünften über 
Angelegenheiten des Handwerkszweiges den Behörden 
gegenüber;
Errichtung von Gütesteilen zur Schlichtung von 
Streitigkeiten zwischen den selbständigen H and­
werkern und ihren Auftraggebern;
Überwachung der Befolgung der gesetzlichen und 
satzungsmäßigen Vorschriften in den zur Innung 
gehörenden Betrieben durch Beauftragte; insbeson­
dere Überwachung der Einrichtung der Betriebsräume 
und der für die Unterkunft der Gesellen und Lehrlinge 
bestimmten Räume.

5. Aufsicht über die Pflichtinnungen.
Die Aufsicht über die Innungen stand bisher den 

unteren Verwaltungsbehörden zu. In Zukunft führt

die Handwerkskammer die Aufsicht über die Innung 
ihres Bezirkes. Der Aufsicht der Handwerkskammer 
unterstehen auch die von der Innung errichteten oder 
unterhaltenen Anstalten und Einrichtungen. Die 
Handwerkskammer kann die Geschäfts- und Rech­
nungsführung der Innung zu jeder Zeit prüfen. Die 
Handwerkskammer kann insbesondere die Innungs­
warte und die einzelnen Innungsmitglieder durch 
Ordnungsstrafen bis zu 1000 RM anhalten, das 
Gesetz und die Satzung zu befolgen. Darüber hinaus 
ist auch der Obermeister befugt, Zuwiderhandlungen 
der Innungsmitglieder gegen die Satzung und gegen 
seine Anordnungen und Vorschriften mit Ordnungs­
strafen zu belegen. Die Ordnungsstrafen des Ober­
meisters bestehen in Warnung, Verweis oder in Geld­
strafe bis zu 100 RM. Gegen die Straffestsetzung 
steht dem Betroffenen binnen zwei Wochen seit Be­
kanntgabe die Beschwerde an die Handwerkskammer 
zu, die endgültig entscheidet. Im  übrigen ist bezüglich 
des Instanzenzuges für Beschwerden im allgemeinen 
festzustellen, daß nach der Verordnung Beschwerden 
gegen den Obermeister durch die Handwerkskammer 
entschieden werden, Beschwerden gegen Straffest­
setzungen bzw. Entscheidungen der Handwerks­
kammer der endgültigen Entscheidung des Deutschen 
Handwerks- und Gewerbekammertages unterliegen.

6. Kreishandwerkerschaften.
Neben den Pflichtinnungen, die die unterste Stufe 

der Handwerksorganisation darstellen, wird in der 
Verordnung vom 15. Juni 1934 auch bereits die nächst 
höhere Stufe der Handwerksorganisation geregelt. 
Es handelt sich um die Kreishandwerkerschaften, die 
den Zusammenschluß der einzelnen Handwerker­
innungen innerhalb eines von der Handwerkskammer 
bestimmten Bezirks darstellen. Die Bezirke der Kreis­
handwerkerschaften sollen sich in der Regel mit den 
Bezirken von Stadt- oder Landkreisen decken. Dabei 
braucht es jedoch nicht in Frage zu kommen, daß 
sich die Kreishandwerkerschaften lediglich auf den 
Bezirk jeweils eines Stadt- oder Landkreises erstrecken. 
Vielmehr können sich die Kreishandwerkerschaften 
auch auf die Bezirke von mehreren Stadt- oder Land­
kreisen erstrecken, wenn nur die Grenzen mit den 
Grenzen der Stadt- oder Landkreise übereinstimmen. 
Der Vorsitzende der Kreishandwerkerschaft ist der 
Kreishandwerksführer. Er wird von der Handwerks­
kammer ernannt. Seine Bestellung erfolgt auf Wider­
ruf. Ihm  steht ein Beirat zur Seite, dessen Mitglieder 
er selbst aus den Obermeistern der angeschlossenen 
Innungen ernennt. Den Kreishandwerkerschaften 
gehören im übrigen die einzelnen Innungsmitglieder 
nicht persönlich an. Vielmehr sind die Innungen den 
Kreishandwerkerschaften korporativ angeschlossen; 
entsprechend werden die Beiträge an die Kreishand­
werkerschaften von den Innungen korporativ gezahlt. 
Die Kreishandwerkerschaften haben die Aufgabe, die 
gemeinschaftlichen Belange der ihr angesehlossenen 
Innungen wahrzunehmen. Praktisch sehr zweckmäßig 
ist, daß nach den Vorschriften der Verordnung die 
Kreishandwerkerschaften auch die Geschäftsführung 
der ihr angeschlossenen Innungen auf deren Anfordern 
übernehmen müssen.

7. Ehrengerichtsbarkeit.
Besonders wichtig und ■wesentlich für die Verordnung 

vom 15. Juni 1934 ist der Abschnitt, der zum ersten­
mal gesetzlich eine Ehrengerichtsbarkeit im Handwerk 
einführt. Die Vorschriften über die Ehrengerichts-
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barkeit finden dann Anwendung, wenn sich ein 
Innungsüiitglied einer Verletzung der Standesehre 
oder eines Verstoßes gegen den Gemeingeist schuldig 
gemacht hat. In  diesem Sinne kommen vor allem 
ganz allgemein unlauteres Verhalten, unlauterer 
Wettbewerb und Übervorteilung der Kunden in 
Frage. In  diesen Fällen kann also niemals der Ober­
meister der Innung oder die Handwerkskammer mit 
Strafen vorgehen. Vielmehr sind allein die Ehren­
gerichte für die Verfolgung zuständig, die bei den 
Handwerkskammern gebildet werden. Praktisch wird 
das Verfahren bei den Ehrengerichten der Hand­
werkskammern in der Weise eingeleitet, daß der 
Obermeister der Innung, der von einer Verletzung der 
Standesehre oder einem Verstoß gegen den Gemein­
geist erfährt, den Sachverhalt klärt und nach Anhö­
rung des Innungsmitgliedes dem Vorsitzenden der 
Handwerkskammer unter Angabe der Beweismittel 
Anzeige erstattet. Der Vorsitzende der Handwerks­
kammer befindet dann darüber, ob er bei dem Ehren­
gericht die Einleitung des ehrengerichtlichen Ver­
fahrens beantragt. Dem Antrag hat er ebenfalls das 
Ergebnis der bisherigen Ermittlungen beizufügen. 
Auf diesen Antrag hin hat der Vorsitzende des Ehren­
gerichts wie ein beauftragter Richter die erforder­
lichen weiteren Ermittlungen vorzunehmen oder 
anzuordnen. E r kann auch die Einleitung des ehren­
gerichtlichen Verfahrens als unzulässig oder als unbe­
gründet zurückweisen. In diesem Falle kann jedoch 
der Vorsitzende der Handwerkskammer noch eine 
Hauptverhandlung vor dem Ehrengericht beantragen. 
Hält der Vorsitzende des Ehrengerichts den Antrag 
des Vorsitzenden der Handwerkskammer auf Einlei­
tung des ehrengerichtlichen Verfahrens für begründet 
und erachtet er e in e  W a rn u n g , e in e n  V erw eis 
oder e in e  O rd n u n g s s tra fe  in  G eld  bis zu 100 RM 
für ausreichend, so kann er bereits von sich aus auf 
eine dieser Strafen erkennen. Kommen aber nach 
dem Ermessen des Vorsitzenden des Ehrengerichts 
schwerere Strafen in Frage, so hat er den Termin zur 
mündlichen Verhandlung vor dem Ehrengericht 
anzuberaumen. Das Ehrengericht seihst entscheidet 
auf Grund des Ergebnisses einer mündlichen öffent­
lichen Verhandlung nach freiem Ermessen. Es kann 
auf Antrag und von Amts wegen Zeugen und Sach­
verständige eidlich vernehmen sowie die Herbei­
schaffung anderer Beweismittel anordnen. Die ordent­
lichen Gerichte und sonstigen Behörden haben dem 
Ehrengericht Amts- und Rechtshilfe zu leisten. Als 
schwerere Strafen sind in der Verordnung noch vorge­
sehen: O rd n u n g s s tra fe n  in  G eld  b is zum
H ö c h s tb e tr a g e  v o n  1000 RM; A b e rk e n n u n g  d e r 
F ä h ig k e it  zum  I n n u n g s w a r t  a u f Z e it o d er 
D a u e r ;  E n tz ie h u n g  d e r  B e fu g n is  zum  H a lte n  
oder z u r A n le i tu n g  von  L e h r lin g e n  a u f  Z e it 
oder D a u e r; A b e rk e n n u n g  des M e is te r t i te ls  
au f Z e it o d e r D au er. Die Verfolgung der der E n t­
scheidung der Ehrengerichte bei den Handwerks­
kammern unterliegenden Verfehlungen verjähren in 
einem Jahre.

Falle zulässig, für den Angeklagten jedoch nur dann, 
wenn das Ehrengericht auf eine höhere Geldstrafe als 
100 RM, auf die Entziehung der Befugnis, Innungs­
wart zu sein, Lehrlinge zu halten oder anzuleiten oder 
den Meistertitel zu führen oder auf die Veröffent­
lichung des Urteils erkannt hat.

Das Ehrengericht bei der Handwerkskammer en t­
scheidet in einer Besetzung von drei Mitgliedern. Der 
Vorsitzende, sein Stellvertreter und die Beisitzer 
werden auf die Dauer von drei Jahren berufen. Den 
Vorsitzenden und seinen Stellvertreter bestellt der 
Reichsminister der Justiz im Einvernehmen m it dem 
Reichswirtschaftsminister. Die Beisitzer werden von 
dem Reichswirtschaftsminister oder der von ihm 
bestimmten Stelle bestellt. Der Vorsitzende und sein 
Stellvertreter müssen Richter sein. Als Beisitzer sind 
Personen zu berufen, die Reichsangehörige sind und 
das 25. Lebensjahr vollendet haben. Es sollen nur 
Personen berufen werden, die besonders bewährte und 
geachtete selbständige Handwerker sind und eine 
Meisterprüfung abgelegt haben. Die Beisitzer sind 
vor ihrer Dienstleistung durch den Vorsitzenden des 
Ehrengerichts auf die gewissenhafte Erfüllung der 
Obliegenheiten ihres Amtes eidlich zu verpflichten. 
Sie werden im übrigen in einer von dem Vorsitzenden 
vor Beginn des Geschäftsjahres durch das Los be­
stimmten Reihenfolge zugezogen.

Der Ehrengerichtshof beim Deutschen Handwerks­
und Gewerbekammertag entscheidet in einer Besetzung 
von fünf Mitgliedern, der Vorsitzende, sein Stellver­
treter und ein Beisitzer müssen Richter sein. Die 
Bestellung erfolgt ebenso wie für die Mitglieder des 
Ehrengerichts bei der Handwerkskammer durch den 
Reichsminister der Justiz bzw. durch den Reichs- 
wirtschaftsminister. Der Ehrengerichtshof beim 
Deutschen Handwerks- und Gewerbekammertag hat 
die Entscheidung des Ehrengerichts in vollem 
Umfang nachzuprüfen. Er ist an die Feststellung 
des Ehrengerichts nicht gebunden und kann die 
angefochtene Entscheidung nach freiem Ermessen 
abändern.

Die sachlichen und persönlichen Kosten des Ehren­
gerichts hei der Handwerkskammer werden von ihr 
selbst getragen, die des Ehrengerichtshofs vom Deut­
schen Handwerks- und Gewerbekammertag. Die 
Kosten des Verfahrens können ganz oder zum Teil 
den Verurteilten auferlegt werden.

S. Schluß- und Übergangsbestimmungen.
In den Schluß- und Übergangsbestimmungen der 

Verordnung vom 15. Juni 1934 werden die bisher für 
freie Innungen im Handwerk und für Zwangsinnungen 
geltenden Vorschriften der Gewerbeordnung ausdrück­
lich aufgehoben. Aktiva und Passiva der bisherigen 
Innungen und Innungsausschüsse sind von den neuen 
Pflichtinnungen und Kreishandwerkerschaften zu 
übernehmen. Schließlich ist noch bedeutungsvoll, 
daß mit dem Inkrafttreten der Verordnung die Befug­
nisse der Aufsichtsbehörden der bisherigen freien 
handwerklichen Innungen, Zwangsinnungen und 
Innungsausschüsse auf die Handwerkskammern über­
gegangen sind, die entsprechenden Befugnisse der 
höheren Verwaltungsbehörden auf den Deutschen 
Handwerks- und Gewerbekammertag. Die Verord­
nung ist am 19. Juni 1934 im Reichsgesetzblatt be­
kanntgemacht und somit einen Tag später, also am 
20. Juni 1934 in Kraft getreten.

Gegen das Urteil des Ehrengerichts kann sowohl 
von den Vorsitzenden der Handwerkskammern als 
von dem Angeklagten B e ru fu n g  an  d en  E h re n ­
g e r ic h tsh o f  beim  D e u ts c h e n  H a n d w e rk s -  und 
G e w e rb e k a m m e rta g  eingelegt werden. Die Be­
rufung ist binnen zwei Wochen nach Zustellung des 
Urteils beim Ehrengericht schriftlich oder zu Protokoll 
der Geschäftsstelle des Ehrengerichts, also bei der 
Handwerkskammer, einzulegen. Die Berufung ist 
für den Vorsitzenden der Handwerkskammer in jedem
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A ufnahm en: Phot. F ritz  Bettye, Berlin  H 35.

Außenansicht.

DIE NEUE REITHALLE FÜ R  DIE „DEUTSCHE R E IT S C H U L E “
A U F  DEM  R IT T E R G U T  D Ü P P E L  IN  B E R L IN -Z E H L E N D O R F  

Von Dipl.-Ing. K e m p e r, Regierungsbaurat, Berlin.

Im Dezember 1933 brach nachts ein Schadenfeuer 
in den Stallungen der „Deutschen Reitschule“ 
aus, das auf die vor drei Jahren errichtete 
hölzerne Reitbahn (20X40 m) Übergriff. Der starke 
Ostwind, die Kälte und die weite Entfernung der 
Hydranten machten es der Feuerwehr unmöglich, 
die Halle zu retten; sic brannte restlos ab. Es ist 
nicht verwunderlich, daß die einzigartige Lage des 
Rittergutes Düppel m it seinen unmittelbar an den 
Gutshof grenzenden Feldern, Koppeln und Wäldern 
dicht bei allen Verkehrsmöglichkeiten der Großstadt 
ständig weitere Freunde des Reitsports anzog. Das 
Bedürfnis nach einer ortfesten großen Reitbahn mit 
entsprechend großen Zuschauerräumen, in der auch 
internationale Turniere abgehalten werden können, 
wurde unabweisbar.

Die Lage der Halle an der Südseite des Gutshofes 
am historischen Königsweg auf den Resten der Fun­
damente der alten Halle ergab sich von selbst.

Für die Verwendung von Stein, Eisen oder Holz 
als Baustoff war besonders der Gesichtspunkt maß­
gebend, auf dem nur für eine Reihe von Jahren ge­
pachteten Gelände keine hohen Baukosten anzulegen. 
Untersuchungen und Berechnungen hatten ergeben, 
daß sich die Baukosten bei Konstruktion der Binder 
aus Eisen um mindestens 20 vH erhöht hätten. Da

ferner auf eine Heizung der eigentlichen Reitbahn ver­
zichtet werden konnte, genügte nicht nur eine leichte 
Holzkonstruktion, sie war sogar die einzig gegebene. 
Auch die hierdurch mögliche Verkürzung der Arbeits­
zeit sprach für die Errichtung eines Holzbaues. Die 
elf Binder der Halle wurden nach der erprobten Bau­
art von K iib le r  mit denen der Tribünenanbauten zu 
einem System vereinigt. Zugstangen sollten nicht ver­
wendet werden, um einen möglichst hohen, freien und 
ruhig wirkenden Raum zu erhalten. Deswegen wurde 
ein unsymmetrischer Dreigelenkbogen gewählt und 
zwischen Tribünen und Reitbahn eine Pendelstütze 
angeordnet, die unauffällig unterzubringen war, weil 
die Tribünen nach der Reitbahn durch eine Schiebe­
fensterwand abgeschlossen wurden. Für die Berech­
nung des einfach statisch unbestimmten Systems 
wurde als statisch überzählige Größe die von der 
Pendelstütze aufzunehmende-Auflagerkraft eingeführt. 
Als Verbindungsmittel für die Holzkonstruktion, zur 
Knotenpunktausbildung usw. wurden die in der Holz­
bauweise K iib le r  gebräuchlichen patentierten doppel- 
kegelförmigen Dübel gewählt. Die Laschen und Keile 
für wichtige Knotenpunkte, Auflager- und First­
gelenke wurden in Eichenholz hergestellt.

Für die Größenbemessung der Reitbahn waren die 
Vorschriften für die „Olympiade-Reiter-Prüfung“
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Reithalle.

(Reitviereck 20x60  m) maßgebend. Größte Über­
sichtsmöglichkeit in der Halle wurde durch 
reichliche Verwendung von Glas erreicht. Sprossen­
lose Schiebefenster trennen Reitbahn und,Zuschauer- 
raum. Fest eingebaute Fenster im Aufsitzraum 
gestatten den Einblick in diesen von den Tribünen 
aus. Die Halle kann durch eine bewegliche, heraus­
tragbare Bande für die tägliche Arbeit in zwei Bahnen 
geteilt werden. Um das Sonnenlicht nicht unmittel­
bar in die Bahn fallen zu lassen, wurde nur an der 
Nordseite der Halle, und zwar über die ganze Länge 
der Bahn, ein kittloses Fensterband von 3 m Höhe 
nach dem System von E b e rs p ä c h e r  angeordnet. 
Lediglich in den Nachmittagstunden des Hoch­
sommers fallen die den Pferden so unangenehmen 
Sonnenflecke für kurze Zeit in die Bahn. Alle Banden­
türen schlagen grundsätzlich nach außen au f; sie 
liegen in den Ecken der Bahnen, da der aus- oder 
einreitende Reiter hier am wenigsten die in der Bahn 
arbeitenden Reiter stört. Ein Tor, zugleich Notaus­
gang, ist so angelegt, daß es in der Nähe des H aupt­
stallgebäudes an dem gepflasterten Zufahrtwege liegt. 
Die Bande ist an dieser Stelle kastenartig an das Tor 
gehängt, das ebenso wie die Bandentüren zur leich­
teren Handhabung auf Kugellagern läuft.

Der unangenehmen, in allen Reitbahnen bei starker 
Benutzung im W inter auftretenden Nebelbildung 
wurde dadurch begegnet, daß die Halle möglichst 
hoch (12 m) konstruiert wurde, so daß die Nebel­
bildung, wenn sie überhaupt auftritt, auf den oberen

hoben Luftraum der Halle beschränkt bleibt. Gegen­
lüftung wurde durch Einbau von mit starkem Maschen­
draht vergitterten und mit feststellbaren Klappen 
versehenen Schlitzen auf der Südseite der Halle 
erzielt, denen sechs Lüftungsflügel im eisernen Licht­
band an der Nordseite gegenüberstehen. Das Nieder­
schlagwasser an den kittlosen Fenstern wird unter 
dem unteren Scheibenrand nach außen geleitet.

Der Neigungswinkel der „Bande“ wurde nach sorg­
fältigen Versuchen gewählt. Zu schräg gestellte Bande 
ist verfehlt, da das Pferd bei der Dressur einer ge­
wissen „Anlehnung“ an die Wand bedarf. Im vor­
liegenden Fall weicht die Schräge der Bande um 21° 
von der Senkrechten ab.

Zwei nach der Reitbahn zu offene Stehtribünen 
dienen als Zugänge zu den Zuschauertribünen; erstere 
erfüllen gleichzeitig die Aufgabe, daß Reiter und 
Bahndienst oder Pflegepersonal sich unmittelbar ver­
ständigen können. Die lichte Konstruktionshöhe auf 
dem „Hufschlag“ an den Banden muß mindestens 
4,50 m betragen, damit an der Bande aufgestellte 
Springhindernisse gefahrlos genommen werden können. 
Die so notwendigen Sprenghähne wurden nicht in der 
Reitbahn selbst angebracht; man beschränkte sich 
auf einen Zapfhahn mit Schlauchverschraubung im 
Aufsitzraum. Sprenghähne sind nie völlig wasser­
dicht; sie würden das Bandenholz zuerst dunkel färben 
und dann sehr bald zur Fäulnis bringen. Selbst die 
dunklere Färbung des Holzes kann schon vom Übel 
sein, da erfahrungsgemäß die Gefahr besteht, daß
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Zuscfiduertribüne.

hochgezogene Pferde jahrelang aus Schreckhaftigkeit 
nicht g latt an diesen Flecken Vorbeigehen.

Besondere Sorgfalt wurde der Ausführung des 
Bodenbelages gewidmet. Auf eine nicht glatte Lehm­
tenne wurde eine 10 cm starke Lage nicht zu groben 
Kieses gebracht, deren unterste Schicht in den vorher 
angefeuchteten Lclun eingewalzt wurde. Auf den 
Kies ist eine 15 cm starke Schicht Sägemehl ge­
schüttet worden. So wird vermieden, daß Kies und

Sägemehl sich auf der Lehmtenne verschieben können, 
und daß beim Reiten durch die Ecken, beim Springen 
im „Absprung“ und beim „Landen“ das Pferd nicht 
die „Beine verliert“ , was zu den für den Reiter 
unangenehmsten Stürzen führt.

Außen ist die Halle mit Stülpschalung verkleidet 
und innen senkrecht verschalt. Eine Lage Dachpappe 
dazwischen sorgt für weitere Dichtung. Die Dach­
haut besteht aus doppellagiger teerfreier Pappe auf

Blich in  die Reithalle und den Aufsitzraum .
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Schalung. Von einer Heizung der Halle wurde nicht nur 
aus wirtschaftlichen Gründen Abstand genommen, sie 
ist auch entbehrlich. Lediglich die beiden Zuschauer­
räume werden durch eine Niederdruck-Dampfheizung 
erwärmt, die in dem einzigen vorhandenen Kellerraum 
untergebracht ist. Zur besseren Wärmehaltung der 
Aufenthaltsräume dient der Luftboden über den 
Räumen, der sich durch die Konstruktion ergab, und 
eine Heraklithverkleidung mit farbigem Außenputz. 
Die Halle selbst erhielt im Äußern einen Karbolineum- 
Anstrich. Im Innern wurden alle Holzteile mit einem 
leicht getönten feuerhemmenden Anstrich versehen. 
Wasserglasfarben sind zwecklos, da sie sich in Kürze 
infolge der Ammoniakdämpfe zersetzen und als meh­
liges Gerinsel abfallen. Die Bande wurde in ihrem 
unteren Teil vor dem Annageln in ein farbloses Im ­
prägnierungsmittel getaucht, um allzu schnelle Fäul­
nis zu verhindern. Im übrigen wurde sie zweimal 
geölt, lasiert und m it einem farbigen Abschlußstrich 
versehen. Tribünen und Aufsitzraum wurden gleich­
falls geölt, lasiert und lackiert. Auf ausreichende 
künstliche Beleuchtung wurde ebenfalls W ert gelegt. 
Die aufgebauten Hindernisse dürfen keine Schlag­
schatten werfen, dam it die Pferde beim „Taxieren“ 
des Sprunges nicht durch den Schatten irre geleitet 
werden. An die sechs Untergurte der elf Binder mit 
gerader Zahl wurde je eine Leuchte von 1 000 W 
gehängt; die Binder mit ungeraden Zahlen erhielten 
je zwei Leuchten, die mit je 750 W versehen wurden.

Alle Leitungen wurden als Feuchtraumleitungen ver­
legt.

Die Lichtkegel überschneiden sich in etwa 4,50 m 
Höhe. Verwendet wurden Leuchten mit Parabolsilber- 
spiegel, weil diese einen sehr guten Leistungsfaktor 
gegenüber den allgemein üblichen Leuchten auf­
weisen. Es wurde erreicht, daß die aufgestellten 
Hindernisse nahezu keinen Schatten werfen.

Die Akustik ist gut. Musik und Kommandos sind 
in der Hallo und auf den Tribünen trotz der W eit­
läufigkeit der Anlage ohne Nachhall gut zu verstehen.

Eine Musiktribüne, von der größeren Stehtribüne 
aus erreichbar, soll später noch zwischen zwei Bindern, 
in 4,50 m Höhe über dem Hufschlag liegend, eingebaut 
werden. Große Spiegel an den „langen“ und „kurzen“ 
Seiten dienen zur Beobachtung des Sitzes und Ganges 
von Reiter und Pferd. Eine elektrisch betriebene Uhr 
gibt durch Läuten alle 10 Minuten den „Hufschlag­
wechsel“ an. Fernsprecher- und Lautsprecheranlagen 
vervollständigen die innere Einrichtung.

Für die Fertigstellung aller Arbeiten standen 
55 Werktage zur Verfügung. Der Preis für den cbm 
umbauten Raumes stellte sich ohne innere Ein­
richtung auf 3,05 RM. Entwurf und Oberleitung 
für die nicht alltägliche und dankbare Aufgabe, an 
dem Wiederaufbau dieser hervorragenden Stätte 
deutschen Reitsports mitzuwirken, lag in den Händen 
des Verfassers, dem für die statische Berechnung 
Dipl.-Ing. M a th ic se n , Berlin, zur Seite stand.

BEITRAG ZUR KENNTNIS DES A B F LU SS -G E SE TZ ES
IN  D E N  N A T Ü R L IC H E N  ST R Ö M E N  

Von Zivilingenieur M ax L ip p k e , Orsoy (Niederrhein).

(Schluß von Seite 42G.)

Durch die nachfolgende Untersuchung soll fest- 
gestellt werden, ob dieses einfache Grundgesetz auch 
auf die W eser zutrifft. Aus den Zahlentafeln 2 und 3 
bei S o ld a n  wurden die Funktionselemente v und 7/ 
erm ittelt; sie sind in Abb. 1 aufgetragen. Die Werte 
für die Kleinstabflußmenge (Aufnahmen vom Oktober 
1904) mußten für die obersten Weserstrecken unbe­
rücksichtigt bleiben, weil sie einen veränderten Strom- 
zustand darstellen, der mit den übrigen und zu an­
deren Zeiten gemachten Aufnahmen nicht überein­
stimmt. Dagegen wurden die Werte für Hochwasser­
stände (Zahlentafel 3) voll berücksichtigt. In  die 
Zeichnung wurde dann die Bezugsgerade des Normal­
gesetzes Gl. (13) eingetragen, ferner auch die optimalen 
Grenzwertfunktionen des ungleichförmigen Abflusses, 
nach den Erhebungen für die Rheinprofile bei L e u b s ­
d o rf  und bei O b e rm ö rm te r10). Bis auf drei Einzel­
werte bei HW liegt der Punktschwarm der Weser­
messungen innerhalb des durch die Grenzwert­
funktionen angegebenen Linsenprofils.

Zunächst wurde für jede Einzelbeobachtung der 
Beiwert (=  Polstrahlgradient)

„  v

berechnet; es wurde also für jeden Punkt Potential­
strömung angenommen. Aus den Einzelwerten für x 
wurde für jeden Stromabschnitt das arithmetische 
Mittel xm festgestellt. Diese Werte sind in Zahlen­
tafel I, Spalte 1 bis 3, angegeben, und zwar nach

besonders kleinen, mittleren und besonders großen 
Werten xm geordnet. Die Punkte der mittleren 
x -Gruppe sind in Abb. 1 durch ausgefüllte Nullen ge-

I . F e s t w e r t e  d e s  P r o f i l g e s e t z e s .

S trecke km
M itte lw erte

y  lililí Xyi Xtnax

örtlich e G esetze  

a  | a

1 2 3 4  5

l a M ü n d e n ............ 9—  10 5,70 —  0 ,105  i  6,26
lb M ü n d e n ............ 10—  12 6,18 —  0 ,015  6,26

2 G ieselsw erder . 34—  30 6,46 +  0 ,035  6,26
3 K arlsbafen  . . . 50—  52 5,77 —  0 ,075  Í  6,26
6 R in te ln  ............ 150— 152 6,25 —  0,693  : 10,90
8 M inden ............ 211— 214 6,61 —  0,6 0 0  10,90
9 Sch lüsselburg . 227— 229 6,70 —  0 ,770  12,20

10 Sch lüsselburg . 238— 240 6,00 —  0,975  12,20
11 H o y a ................. 303— 306 7,05 —  0 ,200  8 ,66
12 In tsch ed e  . . . . 322— 335 6,01 +  0 ,278  4 ,00
13 D rev e  ............... 353— 356 6,22 0  6,22

i. M. 5,74 6,25 6,88

G esam tm ittc l 6, 27

kennzeichnet. Die Bedeutung der vorgenommenen 
Mittelwertbildung und die möglichen Abweichungen 
von dem wirklichen Verlauf der Profilgesetze ist aus 
den Prinzipskizzen Abb. 1, rechts unten, ersichtlich. 
Eine besondere Ordnung der «„-Werte in Funktion 
des Talweges ist nicht vorhanden. Vielmehr sehen
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wir, daß gerade die untere 
Weser xm-Werte aufweist, die 
dem Normalwerte <r„ sehr nahe 
kommen. Das Mittel der m itt­
leren Gruppe und das Gesamt­
mittel aller Werte ergeben 
ganz genau den Normalwert 
xm — n„ = 6,20, womit erwie­
sen ist, daß das normale Abfluß­
gesetz der W eser ebenfalls 
durch das integrale Profilgesetz 

v =  2 • fl II 
angegeben wird.

D ie M em el: Aus der
Arbeit von B in d e m a n n  wur­
den diejenigen Messungen in 
der M em el und im oberen 
R u ß s tro m  ausgesucht, für 
welche der volle Querschnitt 
angegeben ist. Die(w, 7/)-Wert. 
sind in Abb. 1 eingetragen.
Das wesentlich kleinere Ge­
fälle bewirkt, daß die Memel­
punkte unterhalb des Punkt­
schwarmes der Weser liegen, obschon die Profilflächen 
sich etwa wie 6:1 verhalten. Für die Beschleunigungs­
zahl folgen die Mittelwerte, die genau nach dem Muster 
für die Weser gebildet wurden:

Kallwehlen  .................  6,20
P ag u lb in n e n .........................  5,98
S p l i t t e r .................................. 6,80
Perw alkischken.....................  6,06

i. M. 6,26
Das Meßprofil bei S p l i t t e r  liegt in einer Kolk­

strecke; es besteht verzögerter Abfluß. Das Meß­
profil bei P a g u lb in n e n  zeigt, wenn es nicht durch 
den Rückstau des Juraw assers beeinflußt wird, be­
schleunigten Abfluß an. Das Mittel der Beschleuni­
gungszahl entspricht genau dem Normalwerte. Wenn 
man dies auch noch als Zufallsergebnis ansieht, so 
sagt die vorstehende Zahlenreihe doch aus, daß auch 
für die M em el, oberhalb des Gefällsbruches zum 
Mündungslauf, das n o rm a le  P ro f i lg e s e tz  gilt.

Wir fassen die bisherigen Ergebnisse zusammen: 
Wenn in einer Stromstrecke normale Geschiebeförde­
rung besteht, also das Gefälle des Stromes von NW 
bis HW annähernd unveränderlich ist, so ist für 
R h e in , W ese r, E lb e  und M em el das Differential­
gesetz des Beharrungszustandes 

v =  2 • g n
nachgewiesen. Auspotenziert, was hier gleichbe­
deutend mit Integration ist, folgt das normale Profil­
gesetz der Geschwindigkeit,
( 1 4 )  . . . . v 3 =  8  • 1 1 ? 3 =  8  g i  • g F .

Nach den für den R h e in 11) und nunmehr auch für 
die W eser gemachten Feststellungen gilt das Profil­
gesetz für jeden Wasserstand, solange der Querschnitt 
einigermaßen stetig begrenzt ist. Die Allgemeinheit 
des Gesetzes bringt zum Ausdruck, daß die Gesetze, 
nach denen sich der normale Abflußquerschnitt in 
Funktion des Wasserstandes entwickelt, bei großen 
Strömen einander ähnlich sein müssen. Ein Einfluß 
der Geschiebebewegung auf das Abflußgesetz ist in 
keinem Falle nachweisbar.

n j L i p p k e :  „B e itrag  zu r K enn tn is  de r G eschw indigkeltsfonne von 
G anguillet u. K u tte r“ ; W asserkraft und W asserw irtschaft, M ünchen 1934. (1907).

S p ree  u n d  H a v e l: Aus den von S c h o lz 1-) m it­
geteilten Zahlen erm ittelt man für sämtliche Meß­
stellen sehr hohe Werte der Beschleunigungszahlen "ir; 
sie liegen zwischen 8,0 und 8,8. So ist z. B.

er
für die S p ree  bei L e ib s c h ...........7,93

,, Beeskow . . . .  8,29
H a v e l ,, Spandau . . . .  8,46

,, G ö t t l i n ......................8,77
Eine Geschiebeförderung kommt hier kaum in Frage. 
Die Strömung in diesen beiden Flüssen kann mit dem 
Abflußvorgange in den untersten Mündungsstrecken 
(in Haff- oder Seenähe) der großen Ströme verglichen 
werden. Man darf vermuten, daß für die W eser 
unterhalb B rem en  und für den R u ß s tro m  unter­
halb K lo k e n  ähnlich hohe Werte der Beschleuni­
gungszahl in Frage kommen. Die Änderung der Be­
schleunigungszahl bringt zum Ausdruck, daß das 
Gesetz der Profilbildung sich geändert hat.

G e b irg s f lü s se : Die Beobachtungen sind hier 
noch sehr spärlich. Vor allem fehlt es an zusammen­
hängenden Messungsreihen an e inem  Flusse. Im m er­
hin zeigt der vorhandene Stoff doch schon, daß Ge­
wässern dieser Art besonders k le in e  Werte der Be- 
schleunigungszahl eignen. Als Beispiele die folgenden 
Zahlen:

a
Oberrhein bei F e lsb erg ......................... 4,60
Aare bei A a r a u ......................................5,60
Lütschine bei G ste ig ................................. 4,53
Gosaubach (Ober:Österreich) . . . .  4,75 
Tragibach (Öber-Österreich).....................4,S1

Gebirgsflüsse sind bestrebt, ihr Bett einzutiefen. 
Dieser Vorgang vollzieht sich auch im Oberlauf jedes 
einheitlichen Stromsystems. Sieht man nach dem 
oben Gesagten, so darf man zusammenfassen: In 
Eintiefungsstrecken ist die Beschleunigungszahl kleiner 
und in Auflandungsstrecken größer als der Normal- 
wert tr„ =  2 g des Beharrungszustandes. Das abge­
schwächte Bild dieses Vorganges kehrt in jeder Strom­
haltung zwischen zwei Übergängen wieder. Weil nun 
aber das Wasser in Gebirgsflüssen über Steine und

,s ) S c h o lz :  „G esehw indigkeitsfonneln fü r H avel und S pree." Besondere 
M itteilungen der preußischen iju id e sa n s ta lt fü r G ew ässerkunde. Bd. 1, Nr. 7
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Abb. 2. Profilgesetze, der oberen Weser.

groben Schotter, in den Mün­
dungsstrecken dagegen nur 
über niedergeschlagenen Sand 
und Schlamm fließt, so ist der 
Kehrwert der normalen Be­
schleunigungszahl ohne weite­
res auch eine Maßzahl für den 
Rauhigkeitsgrad des Strom­
bettes. Umgekehrt folgt an­
gesichts der Tatsache, daß mit 
dem Gefälle auch die Turbu­
lenz der strömenden Masse 
wächst, daß der Strom in Ein- 
ticfungsstrecken eine kleinere 
und in Auflandungsstrecken 
eine größere Eigenbeschleuni­
gung hat. Besonders groß wird 
die Turbulenz auch in Strecken 
mit normaler Geschiebefüh- 
rung, wenn bei NW die Tiefen 
sehr klein werden; dann wird 
auch der Tieflandstrom zum 
„Wildwasser“ , dessen Eigen­
art nicht ohne weiteres mit 
dem normalen Abfluß bei höheren Wasserständen ver­
glichen werden darf. Aus diesem Grunde mußten die 
Oberwesermessungen bei dem Klcmstwasserstande 
unberücksichtigt bleiben.

Bei der Strömung in Rohren wächst 7r, wenn 
Wandrauheit und Zähigkeit größer werden. Im näm­
lichen Kastengerinne wird o kleiner, wenn das Gefälle 
wächst. Man erkennt das übereinstimmende Ver­
halten der Beschleunigungszahl.

Wir wenden uns nun wieder der W eser zu und 
betrachten den Abflußvorgang im Stromabschnitt als 
Einzelerscheinung. In Abb. 2 ist (v, 11) für die Ab­
schnitte la ,  1b, 2 und 3 der Strecke M ü n d en — 
K a r ls h a fe n  aufgetragen. Alle Punkte entsprechen 
sehr genau einer Earallelenschar; ihre Neigung ist 
der Normalwert a„. Die speziellen Differentialgesetze 
der Geschwindigkeit lauten allgemein (Gl. (10)), 

v — u +  2 • q 11,
woraus man ersieht, daß der Beschleunigungszustand 
des Abflusses zwischen NW (Q =  44 m3/sek) und HW 
(Q = 580 bis 070 m3/sek) durchaus normal und un­
veränderlich ist. Sehr deutlich wird jetzt erkennbar, 
daß das Abflußgesetz keinerlei Merkmale für die Ge­
schiebeförderung des Stromes gibt.

Die Eigenart der einzelnen Strecken wird durch 
verschieden große Werte der Niveauverschiebung t  a 
gekennzeichnet; ihre Bedeutung wird sichtbar, wenn 
(las Differentialgesetz (10) als

(10") . . v — (7 ■ - +  7 l j =  a  ■ ( t Ha + H )

angeschrieben wird. 11a ist die im speziellen Falle 
unveränderliche Maßzahl einer zusätzlichen Kraft, die 
verzögernd, aber auch beschleunigend wirken kann. 
Die Ursachen für Ha können ohne Kenntnis des Ge­
samtlängenprofils des Stromes nicht einmal an­
deutungsweise erörtert werden. W ir wissen nur, daß 
der Gesamtwert von /  (+ä) oder /  ( t  Ha ) in Funktion 
des Talweges gleich Null ist. Nach meiner Vermutung 
spielen hier die von der Profilform abhängigen, inneren 
Widerstände der Strömung eine maßgebende Rolle. 
Die festgestellte Beständigkeit von a„ läßt folgern, 
daß die Einflüsse der Bettrauheit und der Zähigkeit 
in jedem Falle gleich sind; also auch in den aufein­

anderfolgenden Strecken 1 a und 1 b, die sich im Ge­
fälle sehr wesentlich unterscheiden. Die Korngröße 
des Geschiebes ist augenscheinlich von untergeordneter 
Bedeutung, denn sonst könnte das Profilgesetz der 
Unterweser (Strecke 13, s. Abb. 2) nicht mit dem 
Profilgesetz der Oberweser übereinstimmen.

Das festgestellte Profilgesetz sagt über die F o rm  
des Stromquerschnittes nichts aus. Man rechnet all­
gemein mit dem rechteckigen Ersatzprofil F  =  b ■ t. 
In diese Beziehung führen wir den Begriff der „Feld- 
dichte“

b

ein, so daß
(15 ) ........................F  = v ; - i~  = n ; - l
wird. Der Querschnitt wird in quadratische „Strom ­
felder“ /  eingeteilt (Abb. 3). Die Felddichte des Quer­
schnittes, das ist die Anzahl der Stromfelder, ist n~. 
Die Übereinstimmung mit dem Geschwindigkeits- 
anSatze für die Rohrströmung ist ersichtlich. Das 
quadratische Rohr z. B. ist ein Stromprofil mit der 
Felddichte eins.

Wir führen die Felddichte in das normale P„- 
Gesetz Gl. (9) ein; es kommt

(16) . . . ® =  (7 » i /s)-(H )l!3 =  *F -(ti)V3-
Dieser Ansatz wird Differentialgleichung des „Feld­
gesetzes“ , kurz „F„-Gesetz“ genannt; wie man jetzt 
auch die Chezy-Formel, überhaupt jeden Ansatz, der 
von der mittleren Tiefe ausgeht, als Feldgesetz be­
zeichnen kann.

Der Gradient w  =  (n • »' !) =  -— wird zur Be-
(ti)13

( l V
schleunigungszahl uF = ~ = const, wenndieFeld-

dichte = const ist, was zur Voraussetzung hat, daß 
zwischen Spiegelbreite und mittlerer Tiefe die lineare 
Beziehung b = p ■ t besteht. In  einem solchen Falle 
geht (16) über in die Potentialgleichung
(16')  v = o F - (t i f* .
die als Geschwindigkeitsformel von L a h m e y e r  (1845)
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Abb. 3 (oben). Stromfelder bei gleichem F und ver­
änderlicher Breite, b.
Abb. 4 (rechts). Abßußwcrle, in  Funktion des Wasser­
standes, Weserstrecke / b, km 10,0—11,5.

bekannt ist. Es gibt wohl Stromprofile, die der Be­
dingung = eonst mit größter Annäherung ge­
nügen, auf die W eser aber trifft dies nicht zu. Hier 
ist nf, bei natürlicher Breitenentwicklung mit stei­
gendem Wasserstande s te t s  a b n e h m e n d  (s. Zahlen­
tafel 2 und 3 bei S o ld a n ); also kann nicht xp =  ap 
sein; xp ist eine von der veränderlichen Felddichte 
abhängige Funktion. Des weiteren bedingt die Viel­
gestaltigkeit der natürlichen Profilformen, daß f  (n~) 
keineswegs zahlenmäßig eindeutig ist, woraus folgt, 
daß auch /  (xp) eine Mannigfaltigkeit sein muß. 
Schließlich sieht man noch, daß / (xp) nur insoweit 
stetig sein kann, als /  (?i~,) auch stetig ist. Jeder 
Knick in der Profilbegrenzung und jede plötzliche 
Erbreiterung durch Bankette und Vorländer muß 
/ (*;,■) unstetig machen. Zur Veranschaulichung dieser 
Beziehungen sind in Abb. 4 die Profil- und Abfluß­
werte der Strecke lb  (Münden, km 10,0—11,5) in 
Funktion der Wasserstandhöhe im Stromabschnitt 
aufgetragen. Für das Profilgesetz wurde Potential­
strömung mit « =  6,18 angenommen (Abb. 2). Die 
Breitenlinie deutet ein Bankett zwischen h =  —0,53 m 
und h — — 0,13 m an, wodurch die Kurve des Profil­
faktors n„ unstetig wird; sie setzt sich aus zwei gegen­
einander verschobenen Hyperbelästen zusammen, die 
in der Übergangszone vom NW- zum HW -Bett durch 
eine Gerade m it entgegengesetzter Zunahme ver­
bunden sind. Jedem Abschnitte der »¡.„-Kurve en t­
spricht ein besonderes Stück der ebenfalls unstetigen 
Kurve

x p  =  (5,18 • 7i01/3

(ti ,1/3

aufgenommenen Stromprofil, sondern von einem 
idealisierten und stetig begrenzten Querschnitte aus­
geht, dessen geometrische Form im allgemeinen un­
bestimmt ist.

Die “¿i-K urve in Abb. 4 ist dem Augenschein nach 
in der Hauptsache eine Hyperbelfunktion. Dann 
folgt, daß für die Beschleunigungszahl die Beziehung

d v v ± iiF
o f = -  —eonst

d (ti)'’3 (ti),/3
gelten muß, wo Op ein Festwert im speziellen Falle 
ist. Der Differentialansatz des Feldgesetzes lautet 
dann (s. Gl. (10)):
(1 7 )  v — + dp +  rrp • (<i)1,/?
Hiernach sind die Beobachtungswerte, getrennt für. 
die einzelnen Versuchsstrecken, in Abb. 5 aufgetragen. 
Die zeichnerisch ermittelten Festwerte sind in Zahlen­
tafel I I angegeben. Die hinreichende und zum Teil 
gute Übereinstimmung der Beobachtungswerte mit 
dem linearen Feldgesetz ist ersichtlich. Eine Aus­
nahme machen nur die untersten Punkte der Strecken 
l a  und lb , von denen vermutet wird, daß die Strö­
mung infolge verstärkter 'Turbulenz (der Einfluß des 
Sohlenwiderstandes erreicht den Wasserspiegel) Wild­
wassercharakter angenommen hat; gleichen Werten 
der Kräftefunktion entsprechen bei diesem Zustande 
wesentlich kleinere Geschwindigkeiten.

II. Festw erte des Feldgesetzes.

Es folgt hieraus, daß in unstetigen Querschnitten ein 
einheitliches Feldgesetz der Abflußgesehwindigkeit 
unmöglich ist, wenn man von der Unabänderlichkeit 
des festgestellten Profilgesetzes ausgeht.

Mit der Vielheit der Feldgesetze ist aber der Praxis 
nicht gedient. Schließlich ist auch zu beachten, daß 
Unstetigkeiten, wie sie Abb. 4 zeigt, zumeist künst­
lichen Ursprunges sind. Um ein eindeutiges Feld­
gesetz zu erhalten, kann man nun so vorgehen, daß 
man aus möglichst vielen und normal ausgebildeten 
Querschnitten eine mittlere /  (m®) der Felddichte fest­
stellt, sic nötigenfalls stetig ausdeicht und in das 
Geschwindigkeitsgesetz einfügt. Einfacher jedoch ist 
es zu untersuchen, ob dem Feldgesetz selbst eine all­
gemeine Gesetzmäßigkeit eignet; das Gesetz der 
mittleren oder normalen Felddichte ergibt sich dann 
von selbst. Im  einen wie im anderen Falle ist zu 
beachten, daß die Betrachtung nicht mehr von dem

dF dp

9 S ch lüsselburg ...................... —  0 ,175 14,50
10 Sch lüsselburg ...................... —  0 ,125 14.50

G R in te ln  .................................. —  0 ,090 12,90
8 M in d e n ..................................... —  0 ,040 13,30

3 K a r lsh a fe n ...................... +  0 ,085 10,30
11 H o v a  ....................................... +  0 ,085 11,70

la M ünden .................................. +  0 .150 9,47
2 G ieselsw erder ...................... - f  0 .195 9,60

13 D r e y e ....................................... +  0 ,220 9 ,30

lb M ünden .................................. +  0 ,380 7 ,50
12 I n t s c h e d e ................................ +  0 ,325 7 ,00

Um die Vielheit der örtlichen Gesetze einzu­
schränken, kann man zur Bildung von Gruppen mit 
ä h n lic h e n  Abfluß Vorgängen schreiten, denn alle 
Differentialgesetze mit gleichen Konstanten v dp sind
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einander ähnlich. Derart sind in Zahlentafel TT aus 
den elf Feldgesetzen fünf Gruppen gebildet worden. 
Damit ist aber die Frage nach dem n o rm a le n  
F e ld g e se tz  der W eser noch nicht beantwortet; sic 
wird durch den funktionellen Zusammenhang der Fest­
werte entschieden. In  Abb. 6 sind die Beschlcuni- 
gungszahlen ay des Feldgesetzes (Zahlentafel 11) in 
Funktion der Beschleunigungszahlen n des Profil­
gesetzes (Zahlentafel I) aufgetragen. Die Werte stehen 
sehr genau in verdeckter Verhältigkeit zueinander. 
Für den Normalzustand folgt für das Feldgesetz:
(18) . . . . ofh =  9,13 =  1,46 • -  2,92 ■ fl.
Aus Abb. 6 ist weiter ersichtlich, daß auch zwischen 
den Festwerten des Fcldgesetzes selbst lineare Be­
ziehungen bestehen. Man kann dy =  /  (ay) durch 
Parallelverschieben in drei, nur wenig voneinander 
abweichende Gruppen einteilen. Die mittlere Gruppe 
enthält u. a. auch die Versuchstrecken lb  und 13, 
von denen aus dem Profilgesetz bekannt ist, daß sie 
dem Normalzustände sehr nahe kommen. Deshalb 
wird angenommen, daß die kräftig ausgezogene Linie 
die Normalfunktion der Niveauverschiebung =f ciy 
darstellt. Für den Normalzustand, d. h. für ~oyn -  9,13 
folgt:
(19) . .  äyn — +  0,235 =  0,0257 • oy„ = 0,0375 ■

— 0,075 • g.
Die Werte für ayn und ayn in Gl. (17) eingesetzt 
folgt das n o rm a le  F e ld g e s e tz  der W eser:
(20) » =  0,235 +  9,13 • ( l i f*  =  0,075 g +  2,92 g •
ihm entspricht das Potentialgesetz der normalen 
Profilströmung:

(1 3 ) . . » =  2 g • V' F  i~ = 2 g ■ (ti)1’3.
Aus (9) und (17) folgt das allgemeine Grundgesetz 
der Felddichte, für den Fall der Potentialströmung 
im Profil:

äy 1
ff(21) „1/3

(ti)1/3 +
a y

Nach Einsetzen der Zahlen aus (18) und (19) kommt 
das N o rm a lg e s e tz  d e r  F e ld  d ic h te  für die W eser:

(22) n,1/3 _ 0.075 !l 
2 fl

1
.1/3 +

2,92 fl 0,0375
2 fl (ti)1/3 +  1,46;

(22') oder ( n]13— 1,46) • ( t i f 3 =  0,0375 =  const,

Abb.G. Feldkonstanten der 
Weser.

Aus diesen Beziehungen kann bei gegebenem F — j  (li) 
die normale Profilbreite ermittelt werden, wobei man 
sich der Ausgangsgleiehung 
(2 3 ) ............................Q3 = 8 fl3 • F2 i
bedient. Die Gesetze (13), (20) und (22) gelten von 
NW bis HW. Voraussetzung ist, (laß die Profil­
begrenzung keine große Unstetigkeiten aufweist und 
daß die Strömung bei NW nicht in den Zustand des 
Wildwassers übergegangen ist.

Die in Abb. 5 gestrichelten Geraden entsprechen 
dem normalen Feldgesetz Gl. (20). Man sieht, daß 
in vielen Fällen weitgehende Annäherung an den Nor­
malzustand besteht, die nach dem Ausfall der inter­
polierten Formelbeiwerte nicht ohne weiteres ver­
m utet werden kann. Auch aus den Feldgesetzen ist 
in keinem Falle erkennbar, daß die Funktionszunahme 
durch die Geschiebebewegung irgendwie gestört wird. 
Die Annahme S o ld a n s , daß nach seinen E rm itt­
lungen eine Zunahme des Bettwiderstandes m it der 
Pegelhöhe gefolgert werden müsse, und daß diese mit 
dem Beginn der Geschiebewanderung einsetzt, beruht 
lediglich auf der Einreihung der Kleinstwerte für die 
Oberweser in den normalen Abflußvorgang bei höheren 
Wasserständen. Aus Abb. 5 (Strecke 1 a und 1 b) ist 
aber zu entnehmen, daß man für diese Kleinstwerte 
einen wesentlich g rö ß e re n  Widerstand folgern muß, 
weil der Gradient x y  merklich kleiner ist. Die Soldan- 
schen Formeln für die Oberweser beschreiben nur 
den Ü b e rg a n g  vom  W ild w a s s e rz u s ta n d e  zum  
n o rm a le n  A b flu ß v o rg a n g  bei NW. S o ld a n  wies 
darauf hin, daß auch S tr ic k le r  eine W iderstand­
zunahme mit Beginn der Geschiebewanderung fest­
gestellt hätte. Die von S tr ic k le r  mitgeteilten Fälle2) 
lassen sich jedoch ausnahmslos geometrisch aufklären. 
Einmal kommt die Gauckler-Formel für verschiedene 
Profile als Potenzgesetz gar nicht in Frage, und zum 
anderen werden unstetige Querschnitte untersucht, 
wo die Gesehwindigkeitsfunktion notwendig einen 
Knick aufweisen muß.

A n m e rk u n g  zu Abb. 6: Für R h e in  und E lb e  
habe ich früher für die Beschleunigungszahlen die 
normale Beziehung

a y  = i  Q ■ a  = 1,566 • ff, also ¿y„ = G 
angegeben. Diese Funktion ist in Abb. 6 punktiert 
gezeichnet. Im  einzelnen liegen die Verhältniszahlen 
zwischen 1,43 und 1,68. Für die W ese r wurde der
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Normalwert 1,46 ermittelt. Für aPn = f(o P) für R h e in  
und E lb e  wurde die in Abb. 6 punktierte Hyperbel

1
d  b')l t r\

<jF  —  4 ,9

gefunden, deren Scheitel mit der mittleren Wcser- 
funktion genau übereinstimmt.

Die genaue Feststellung des Zusammenhanges der 
Beiwerte muß systematischen Untersuchungen Vor­
behalten bleiben. Soviel ist aber jetzt schon zu sehen, 
daß die Normalgleichungen der Feldgesetze großer 
und mittlerer Ströme nur in ganz geringem Maße 
differenziert sein können; womit gesagt sein soll, daß 
die Gesetze, nach denen sich das Profil des natürlichen 
Stromschlauches bildet, überall die gleichen sind.

Ü ber d ie  g e o m e tr is c h e  F o rm  des h y d r a u ­
lisch en  P ro fils . Jedes Feldgesetz gemäß Gl. (17) 
kann angenähert durch ein Potenzgesetz von der all­
gemeinen Form v =  k 1 ■ f  • iv ersetzt werden, so zwar, 
daß jeder speziellen Form des Feldgesctzes ein anderes 
Potenzgesetz entspricht. Unter den möglichen Zu­
sammenstellungen der Exponenten sind ganz be­
sonders jene zu beachten, die mit den mechanischen 
Grundanschauungen in Verbindung gebracht werden 
können. Eingangs wurde gesagt, daß cs Profile gibt, 
deren Potenzgesetz die Chezy-Formel (k =  const) ist. 
Essei kurz die geometrische Grundfigur eines derartigen 
Querschnittes festgestellt. Im  Profil herrsche Po­
tentialströmung gemäß Gl. (9). Soll nun neben dem 
ursprünglichen Feldgesetz (16) auch die Chezy-Formel 
gelten, so muß

ir  = <j3 ■ nu v • (ti) =  k2 ■ (ti) 
sein, woraus

kr( 2 4 )   nu • v — —j  =  const folgt.
a

Hierin den W ert für v gemäß dem ursprünglichen 
Feldgesetz eingeführt, kommt

Bei normalem Stromzustande ist i =  const, also ist 
die Kenngleichung des Chezy-Profils

b2 ka
(25) . . .  =  - - -■ . =  const =  p.

I ( 7- 1
Hieraus folgt für die Spiegelbrcitc in Funktion der 
mittleren Tiefe:

b2 = p ■ t.
Bei der Parabel kann die Scheitelticfe h — 3/2 ■ t ein­
geführt werden; es folgt

Ir = 2/3 p ■ h -  p ’ ■ h,
b3 = p ■ F.

Wörtlich: T ritt bei normaler Profilströmung und un­
veränderlichem Gefälle die Chezy-Formel als Feld­
gesetz auf, so ist die geometrische Grundfigur des 
Stromquerschnittes eine quadratische Parabel. Diese 
einfachen Zusammenhänge leisten wichtige Uienste 
bei der Berechnung des Normalquerschnittes. Eine 
Eigenart des Chezy-Profils ist, daß in ihm der Bei­
wert n der bekannten Formel von G a n g u il le t  und 
K u t te r  mit dem Wasserstande wächst11). Diese 
Formel, ist hier mit n = const nicht verwendbar, was 
man bei der W eser denn auch festgestellt hat.

Nach Abb. 4 liegen in der Weserstrecke 1 b an­
nähernd die Verhältnisse vor, die das Chezy-Profil 
verlangt.

Für die Mittelweser (Minden—Schlüsselburg) kann 
man i =  0,0003 annehmen. Mit diesem Werte lautet 
das normale Feldgesetz Gl. (20):

v = 0,235 +  9,13 i1/3 • f1'3 0,235 +  0,612 ■ t1’3.
Hieraus kann der Chezy-Beiwert k erm ittelt werden. 
Die Ausrechnung ergibt in den Grenzen t 0,5 m 
bis t = 6,00 m mit sehr großer Annäherung k =  42,0 =  
— const. Der Normalquerschnitt wird demnach durch 
die quadratische Parabel bestimmt, deren Gleichung 
man leicht zu b2 = 3400 • h findet.

F ührt man die gleichen Rechnungen für die 
Gauckler-Formel durch, so kommt die Kenngleichung
(2 5 ) ..................... n2 — b/t = const.
Mit t — i h  erhält man das D re ieck  bzw. das T ra p e z  
als Grundfigur des Gauckler-Profils. Nach dem Be­
funde in der N atur kommen diese Formen für den 
Ober- und Mittellauf der Weser nicht in Frage. Im 
Gauckler-Profil ist n  nach Ganguillet u. K utter mit 
sehr großer Annäherung konstant für alle Wasser­
stände.

Die Frage der natürlichen Profilform der periodisch 
veränderlichen Strömung ist interessant und wichtig; 
ihr angelegentliches Studium kann nur empfohlen 
werden.

Z u s a m m e n f as s u n g.
Aus den kinematischen Regeln der R elativitäts­

theorie hat sich für technische Strömungsvorgänge 
die Nutzanwendung ergeben, daß die Grundgleichung 
aller hydrodynamischen Ansätze ohne Ausnahme 
durch die Integralfunktion der Chezy-Formel, also 
durch

f  v2 clv =  k ’ • J  S ’ ■ d S ‘
dargestellt wird. Das mechanische Vorbild der Chezy- 
Formel ist der freie Fall des starren Körpers auf der 
festen schiefen Ebene. Die neue Ableitung wird er­
halten, wenn man den freien Fall der kontinuierlichen 
Masse auf der schiefen Ebene mit veränderlicher Nei­
gung betrachtet. Auf dieser erweiterten Grundlage, 
die die mechanischen Gesetze des starren Körpers 
als Sonderfall enthält, wird für die deutschen Ströme 
R h e in , W ese r, E lb e  und M em el nachgewiesen, 
daß der normale Abflußvorgang eines natürlichen 
Stromes ganz allgemein durch die Potentialgesetze

v3 = 64 g3 • F  i2 = 64 ß3 • /  (nl) ■ ( t i f
beschrieben wird, wo /  (n2) die veränderliche Feld­
dichte des Stromquerschnittes ist. Für die W eser 
wurde /  (/!") in der vorliegenden Arbeit ausgewertet. 
Die angegebenen Gesetze gelten für alle Wasserstände 
einer Stromstrecke mit normaler Geschiebeführung; 
Voraussetzung ist eine einigermaßen stetige Profil­
begrenzung.

Die Gesetze der periodisch veränderlichen Glieder 
des allgemeinen Abflußgesetzes sind noch unbekannt; 
sie können nur aus dem Gesamtverhalten des Stromes 
erklärt werden. Aufschlüsse hierüber sind von einer 
weiteren Erforschung des wertvollen und inhalt­
reichen Wesermaterials zu erwarten.

Im  Oberlauf eines Stromgebietes ist die Beschleu­
nigungszahl des Normalgesetzes kleiner und im 
Mündungslauf größer als der Normalwert a3 -= 64 ß3 
im beharrenden Mittelläufe. Über die Zustand­
änderung im Mündungslauf sind aus dem hydro­
metrischen Material der unteren G ilge wertvolle 
Aufschlüsse zu erwarten.
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DAS WIRKSAME TRÄGHEITSMOMENT FÜR D O PPEL H Ö L Z ER
Von W. R ep e

Die durch den Erlaß des preußischen Finanzmini­
sters vom 10. Juli 1933*) in Preußen eingeführten 
B e s tim m u n g e n  ü b e r  d ie  A u s fü h ru n g  von  B a u ­
w erk en  au s  H olz  im H o c h b au  (DIN 1002) schreiben 
vor, daß mehrteilige Druckstäbe für das Ausknicken 
um die Stoffachse (a-a;-Achse) wie Vollstäbe berechnet 
werden können, wobei als Breite des Gesamtstabes die 
Summe der Breiten d der Einzelstäbe gilt. Für das 
Ausknicken um die stofffreie Achse (y-y-Achse) darf 
nicht mit einem vollkommenen Zusammenwirken der 
Einzelquerschnitte gerechnet werden. Bezeichnet J x 
das Trägheitsmoment des mehrteiligen Druckstabes 
und Jo das des Vollstabcs, der durch Zusammen- 
schiebcn der Einzelquerschnitte entstehen würde, so 
ist zur Erm ittlung der Knickzahl w als wirksames 
Trägheitsmoment J K des mehrteiligen Druckstabes

J lc =  J 0 +  * ^ = 1 ^

anzunehmen.
In  der Tabelle sind für die gebräuchlichsten Doppel­

hölzer mit den Holzstärken d und Abständen a <  2d 
bzw. =  30 cm die wirksamen Trägheitsmomente J„-' 
für eine Breite b — 1 cm angegeben.

Ferner findet man in der Tabelle den nach Glei­
chung 1 von der jeweiligen Balkenbreite b unabhän­
gigen Trägheitshalbmesser % für die stofffreie Achse 
der Doppelhölzer.

Gleichung 1: i» == "J/ =  ] /■  -  V'm '
Für die Stoffachse der Doppelhölzcr ist 

ix =  0,289 b.
B eisp ie l: Vorhanden ein Doppelholz aus zwei 

Balken 12/20 cm in 20 cm Abstand, dann ist
J w =  J w' ■ b =  8333 • 12 =  10250 cm4 
iw =  14,4 cm.

(j •
Jx =  2 ~  ^00 cm4
ix — 0,289 b 5,80 cm.

M I T T E I
Freie Deutsche Akademie fü r  Bauforschung, Leipzig.

Der Deutsche Ausschuß für wirtschaftliches Bauen, 
der unter Leitung von Regierungsbaurat a. D. 
Rudolf S te g e m a n n  im April 1920 in Dresden ge­
gründet wurde, ist im Einvernehmen mit dem Reichs- 
wirtschaftsministcrium und den zuständigen Länder­
ministerien in eine Freie Deutsche Akademie für Bau­
forschung umgewandelt worden. Den Ehrenvorsitz 
der Akademie übernahm der Führer der deutschen 
Technikerschaft, Staatssekretär Dipl.-Ing. Gottfried 
F e d e r ,  während als Präsident der bisherige Leiter 
des Ausschusses, Regierungsbaurat a. D. Rudolf 
S te g e m a n n , gewählt wurde, ln  den Führerrat 
bzw. Führerring der Akademie wurden von ihm be­
rufen: als Vizepräsident Ministerialrat Professor 
Dr. S c h m id t,  Reichswirtschaftsministerium, Berlin, 
ferner Architekt Wilhelm G u tz e i t ,  Berlin, Regie- 
rungsbaumeistcr a. D. K n o b la u c h , Generaldirektor 
der „Gagfah“ , Berlin, Regierungsbaumeister a. D. 
Dr. K a m m le r , Berlin, Oberregierungsrat K leb e , 
bayer. Staatsmiiusterium für W irtschaft, Abteilung 
Arbeit und Fürsorge, München, Dr.-Ing. W. 
L u d o w ie i, Beauftragter für das Siedlungswesen im 
Stabe des Stellvertreters des Führers, Stellvertreter

n in g , Berlin.
Tabelle.

j w ' ! itc J  w iw J w ' i W J w ' iw J w ' iw
a cm4 j cm cm* ein cm4 cm cm4 ein cm4 ein

cm d  =  6 c m d  — 7 c m d  — 8 c m d  — 9 c m d  =  10 c m

2 165 3,71 257' 4 ,28 377 4,86 531 5,43 722 6,01
4 192 4 ,00 292: 4,57 421 5,13 585 5 ,70 787 6 ,28
6 2251 4,33 334 4 ,88 473 5,44 648 6,00 862 6,57
7 244 4,51 357 5,05 502 5,60 683 6,16 903 6,72
8 264: 4 ,69 383 5,23 533 5,77 720 6,32 947 6,89
9 286: 4 ,88 4101 5,41 566 5,95 759 6,50 993 7,05

10 309: 5,08 439i 5 ,60 601 6,13 801 6,68 1 042 7,22
12 360 5,48 502! 5 ,99 677 6,50 901 7,08 1 147 7,57
14 —  — 572 6,40 761 6,90 990 7,42 1 262 7,94
16 —  i — . — — 853 7,31 1 098 7,81 1 387 8,33
18 —  , — — — — — 1 215 8,22 1 522 8,73
20 1 667 9,13

d  — 1 2  c m d  =  14 cm d  =  16 c m d  — 18 c m d  =  2 0  c m

2 1 2 3 0  7,16 1 934 8,31 2 867 9,47 4  059 10,6 5 543 11,8
4 1 320 7,42 2 053 8,57 3 019 9,71 4  248 10,8 5 773 12,0
6 1 422 7,70 2 1 8 6 8,84 3 187 9,97 4  455 11,1 6 023 12,3
7 1 478 7,85 2 258 8,97 3 277 10,1 4  590 11.3 6 156 12,4
8 1 536 8,01 2 333 9,13 3 371 10,3 4  680 11,4 6 293 12,5
9 1 598 8 ,16 2 4 1 2 9,28 3 469 10,4 4  799 11,5 6 436 12,7
10 1 662 8,32 2 494 9,44 3 571 10,6 4  923 11,7 6 583 12,8
12 1 800 8,66 2 669 9,77 3 787 10,9 5 184 12,0 6 893 13,1
14 1 950, 9,02 2 858 10,1 4 019 11,2 5 463 12,3 7 223 13,4
16 2 112 9,38 3 061 10,4 4 267 11,6 5  760 12,6 7 573 13,8
18 2 286 9,76 3 278 10,8 4  531 11,9 6 075 13,0 7 943 14,1
20 2 472 10,2 3 509 11,2 4 8 1 1 12,3 6 408 13,3 8 333 14,4
22 2 670; 10,5 3 754 11,6 5 107 12,6 6 759 13,7 8 743 14,8
24 2 880 11,0 4 0 1 3 12,0 5 4 1 9 ; 13,0 7 128 14,1 9 173 15,1
26 — : — 4  286 12,4 5 747 13,4 7 515 14,4 9 623 15,5
28 —  : — 4  575 12,8 6 091! i3 ;s 7 920 14,8 10 093 15,8
30 — — -- 6 451! 14,2 8 343 15,2 10 583 16,2

*) Vgl. Z c n tra lb la tt <ler B auverw altung  1033. S. 400 ff. —  Als Sonder­
d ru ck  zum  Preise von  0,60 11M. vom V erlag Willi. E m s t u. Sohn, Berlin  
W 8, zu beziehen.

L U N G E N
des Reichssiedlungskommissars und Leiter des Reichs­
heimstättenamtes, Berlin, S tadtrat N ie m e y e r , 
Frankfurt a. Main, Ministerialrat P o c v c r le in , 
Reichspostministerium, Abt. München, Ministerialrat 
S c h o ltz , Berlin.

Im  Laufe der letzten zehn Jahre ist es gelungen, 
die unter Führung der Akademie stehende Arbeits­
gemeinschaft für wirtschaftliches Bauen weiter aus­
zubauen. Unter voller Erhaltung ihres Eigenlebens 
haben sich in dieser Arbeitsgemeinschaft elf deutsche 
Spitzenorganisationen zusammengefunden und zwar: 
Arbeitsgemeinschaft für Brennstoffersparnis, Bund zur 
Förderung der Farbe im Stadtbild, Freie Deutsche 
Akademie für Bauforschung, Reichsverband Deut­
scher Heimstätten, Institu t für Schall- und W ärme­
forschung in S tuttgart, Deutsches Handwerksinstitut, 
Deutscher Normenausschuß, Verband freischaffender 
deutscher Architekten, Hauptverband Deutscher Bau­
genossenschaften und -gesellschaften, Studiengesell­
schaft für Stahlskelettbau, Deutscher Verein für Woh- 
nungsreform. Dieser Arbeitsgemeinschaft schloß sich 
dann später auch noch das österreichische K urato­
rium für Wirtschaftlichkeit m it folgenden Verbänden 
an: Zentralvereinigung österr. Architekten, österr.
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Ingenieur- und Architektenverein, österr. Gesell­
schaft. für Städtebau, österr. Normenausschuß für 
Industrie und Gewerbe. — Die Arbeitsgemeinschaft 
für wirtschaftliches Bauen umfaßt somit fast alle 
deutschen und österreichischen Fachorganisationen, 
die über eine Tradition auf dem Gebiete der Bau­
forschung verfügen.

Nachdem die Freie Deutsche Akademie vor kurzem 
noch in Würzburg und Bamberg als Fortsetzung der 
Frankfurter Tagung zwei wichtige Arbeitsausschuß­
sitzungen abhielt, wurde beschlossen, am 28. und 
29. September d. J . in M ü n ch en  die diesjährige 
öffentliche Haupttagung abzuhalten. Den Ehrenvor­
sitz bei der Tagung hat Staatssekretär Dipl.-Ing. 
Gottfried F e d e r  übernommen. Neben ihm wird auch 
der Beauftragte für das Siedlungswesen im Stabe des 
Stellvertreters des Führers und Leiter des Reichs­
heimstättenamtes Dr. L u d o w ic i sprechen. Die Ta­
gung selbst wird sich vor allem mit der A ltstadt­
sanierung sowie der Siedlung unter besonderer Be­
rücksichtigung der Umsiedlung der Industrie und der 
daraus sich ergebenden Überführung der Stadtbevölke­
rung auf das Land befassen.

Baupolizei.
Entscheidung des Oberverwallungsgerichtes vom 
19. A p r il  1934 —  I V .  C. 47. 33. — .

D er E in b a u  e in e r  W a rm w a sse rh e iz u n g  in 
e inem  d ie  B a u f lu c h t l in ie n  ü b e r s c h re i te n d e n  
G eb äu d e  is t  e in  A u sb au  im  S in n e  des § 11 
dos F lu c h t l in ie n g e s e tz e s ,  d e r  d u rc h  b a u ­
p o liz e ilic h e  V e rfü g u n g  v e r h in d e r t  w erd en  
k an n .

Der Firma R. in Berlin war die Genehmigung zur 
Errichtung einer Heizungsanlagc in den von ihr an­
gemieteten Räumen untersagt worden. Das Verbot 
war auf § 11 des Fluchtliniengesetzes*) gestützt, weil 
die Räume, für welche die Heizung bestimmt war, 
von einer Fluchtlinie geschnitten werden. Beschwerde 
und Klage der Firm a wurde zurückgewiesen. Auch 
die Revision blieb erfolglos unter der folgenden Be­
gründung: Voraussetzung für das baupolizeiliche Vor­
gehen sei in erster Linie, daß es sich bei dem Einbau 
der 'Heizung um eine bauliche Maßnahme im Sinne 
des § 11 handele. Das sei der F a ll; denn die Heizkörper 
bilden mit den Zu- und Abflußleitungen und dem Heiz­
kessel eine Gesamtanlage, die erhebliche Stemm- und 
Maurerarbeiten verursache, und die danach als Eingriff 
in die Bausubstanz angesehen werden müsse. Es lián­
dole sich auch nicht nur um eine Reparatur, die dem 
Bauherrn nicht verwehrt werden könne, selbst wenn 
er dabei moderne Ersatzteile verwende, da die Räume 
früher überhaupt nicht heizbar gewesen seien.

Die Baupolizei habe bei der Beurteilung nach freiem, 
pflichtgemäßem Ermessen in Wahrung der reinen 
polizeilichen Belange zu handeln und sei an Beschlüsse 
der Gemeindebehörde nicht gebunden; denn die Vor­
schriften des §11 seien polizeilicher N atur und dienen 
insbesondere verkehrspolizeilichen Interessen, wenn 
auch ihr Hauptzweck der sei, eino clic Gemeindeinter­
essen berührende Wertsteigerung zu verhindern. Ein 
Überbauen über die Fluchtlinie stelle sich grundsätz­
lich für die mit einer Fluchtlinienfestsetzung verfolg-

*) § 11 <les F luchtlin iciigcsetzcs: ..M it dem  Tage, an  welchem die in 
§ 8 vorgcschriebenc Offenlegung beginnt, t r i t t  die B eschränkung des G rund- 
eigentm ns, daß  N eubauten , Um- und A usbau ten  üb er die F luch tlin ie  h inaus 
v ersag t w erden können, endgü ltig  ein. G leichzeitig erhält die Gemeinde 
das R ech t, die du rch  die festgesetzte  S traßenfluch tlin ie  fü r S traßen  und 
P lä tze  (auch G artenaulagen , Spiel- und E rholungsplätze) bestim m ten  G rund­
flächen dem  E igen tüm er zu en tziehen .“

teil polizeilichen Ziele als H em m n is  dar. Seine Ver­
hütung erscheine daher gerechtfertigt. Ein Ermessens­
mißbrauch könne nicht festgestellt werden, selbst 
dann nicht, wenn zur Durchführung des Fluchtlinien­
planes in absehbarer Zeit kein Bedürfnis vorliegc. Die 
Baupolizei sei daher berechtigt gewesen, die beantragte 
Genehmigung zu versagen.

Konstruktion und Ausführung.
B estim m ungen  fü r  die P rü fu n g  von Beton a u f 
W asserdurchlässigkeit.

Ausgehend von der Erkenntnis, daß der beste 
Schutz des Betons gegen Zerstörung ein möglichst 
dichtes Gefüge des Betons selbst ist, hat der Deutsche 
Ausschuß für Eisenbeton durch einen Sonderausschuß 
einen Entwurf zu Bestimmungen für die Prüfung von 
Beton auf Wasserdurchlässigkeit aufstcllen lassen, der 
in dem Heft 14 der Zeitschrift „Beton und Eisen“ 
mit Einspruchsfrist bis zum 30. September 1934 zur 
öffentlichen Kritik gestellt wird.

E infaches P fahlram m verfahren.
Ein von M. Klev angegebenes einfaches Pfahlramm - 

verfahren, das an das auf S. 240 d. Bl. beschriebene 
Dahren-Verfahren erinnert, wurde für elektrische 
Leitungsmaste an der schwedischen nördlichen 
Stammbahn bei Knivsta angewendet. Da die Lei­
tungsmaste einzeln in 60 m Abstand und nur 3 m von 
Gleismitte stehen, würde das Rammen mit einer ge­
wöhnlichen Rammvorrichtung beschwerlich und teuer 
sein, besonders in Hinsicht auf das Versetzen der Vor­
richtung. Hier hat sich ein Verfahren bewährt, bei 
dem der Pfahl selbst als Rammsäule verwendet wird. 
Auf den Pfahlkopf wird ein Rohr oder auch ein 
U-Eisenpaar aufgesetzt, an dessen oberem Ende eine 
Seilrolle für den Rammbär befestigt ist. Zum Betrieb 
dient eine einfache Winde oder eine ebensolche an 
einem besonderen Bock mit zwei Seilrollen, einer festen 
und einer beweglichen. Die letztere kann abgehoben 
und an das obere Ende des Pfahlaufsatzes angesetzt 
werden, wenn dieses Ende höher steht als der Bock. 
Der Pfahl wird durch drei Seile festgehalten, die mit 
Erdschrauben im Boden befestigt sind und von einem 
Mann beaufsichtigt werden. Abb. 1 zeigt das Ver­
fahren in einfachster Form m it U-Eisen-Aufsatz und 
einfacher Winde. Abb. 2 zeigt das gleiche Verfahren

^ersetzbare 
Seilrolle

Rammbär
Rohraufsatz

\ !  ~ m -

Abb. 1. Verfahren in 
einfachster Form.

versetzbore und 
feste Seilrolle
\

Bauwinde

Abb. 2. Verfahren mit 
Bock und Bohraufsatz.
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mit Bock und Rohraufsatz. In dieser Form wurde cs Man hat auf fliese Weise Pfähle bis zu 14 in Länge
an der nördlichen Stammbahn angewendet. Die ganze gerammt. Das Verfahren empfiehlt sich besonders für
Rammvorrichtung ist in 10 Minuten aufgestcllt und Rammarboiten, bei denen es sich nur um wenig
abgebrochen und sie läßt sich auf einem einfachen Pfähle an einer Stelle handelt und wo der Raum knapp
kleinen Bahnwagen befördern. ist. (Byggnadsvärlden, Stockholm.) Dr. S.

A M T L I C I I E  N A C H R I C H T E N
Preußen.

Versetzt: Regierungsbaurat (W) K n ie ß  vom W asser 
bauamt in Osnabrück an das Wasserbauamt in W itten­
berge.

übenviesen unter Wiederaufnahme in den Staats­
dienst: die Regierungsbaumeister (W) C lau sen  der 
Dienststelle „Rer Kulturbaubeam te“ in Celle, G u n zel- 
m an n  der in Aachen, H o fm e y e r  der in Magdeburg, 
O p itz  der in Stade und P a k u s a  der in Schleswig.

*

R d E rl. d. F M . v. 25. 7. 1934, betr. E rteilung von 
A usnahm en  oder B efreiungen (D ispensen) von den  
Bauordnungsvorschriften ( V  1 8 -2 1 1 0 f8 ) .

I m Zusammenhang mit den Maßnahmen der Arbeits­
beschaffung ist in letzter Zeit vielfach das Bestreben 
hervorgetreten, Grundstücke in den Städten durch 
Überschreiten der zulässigen Bebauung, z. B. Ausbau 
von Dachgeschossen, Aufstockung u. dgl., über das 
nach den baupolizeilichen Bestimmungen zugelassene 
Maß hinaus auszunutzen. Diese Bestrebungen führen 
häufig zu einer Vermehrung der Wohndichte, die 
ebensowenig mit den städtebaulichen und bevölke­
rungspolitischen Forderungen wie mit den Interessen 
des zivilen Luftschutzes zu vereinbaren ist. Die Forde­
rungen des Städtebaues und des Luftschutzes ver­
langen die Auflockerung der Städte und die Ver­
hinderung eines weiteren Anwachsens der Bevölke­
rungsdichte über das nach den heutigen Anschau­
ungen vertretbare Maß hinaus.

Im  Einvernehmen m it dem Herrn Reichsminister 
der Luftfahrt bitte ich daher, die Baupolizeibehörden 
anzuweisen, bei Erteilung von Ausnahmen oder Be­
freiungen (Dispensen) von baupolizeilichen Bestim­
mungen über die Ausnutzbarkeit von Grundstücken, 
besonders in engbebauten Stadtteilen, tunlichste 
Zurückhaltung zu üben und solchen Gesuchen nicht 
stattzugeben, die mit den Forderungen einer gesunden 
städtebaulichen Entwicklung und mit den Interessen 
des Luftschutzes nicht in Einklang stehen.

Berlin, den 22. Juni 1934.
Der Reichswirtschaftsminister.

In  Vertretung 
SW 4855/34. gez. F ed e r .
An die obersten Landesbehörden.

Abschrift übersende ich zur gefälligen Beachtung.
Bei Anträgen auf Erteilung von Ausnahmen oder 

Befreiungen, die die Einrichtung von Räumen zum 
dauernden Aufenthalte von Menschen im Dachge­
schoß oder eine Erhöhung der nach der Bauordnung 
zulässigen Zahl der Geschosse bezwecken, haben die 
Baugenehmigungbehörden künftig auch die vom 
sicherheitspolizeilichen Standpunkte, insbesondere aus 
Gründen des Luftschutzes für notwendig erachteten 
Forderungen weitgehend zu berücksichtigen. Auch 
darf das Streben nach Arbeitsbeschaffung nicht dazu 
führen, den Ausbau eines Hauses zu gestatten, um im 
Dachgeschoß Wohnräume zu schaffen,die in wohnungs­

hygienischer oder feuerpolizeilicher Hinsicht nicht 
einwandfrei sind.

Ich ersuche daher bei der Erteilung von Ausnahmen 
oder Befreiungen in Fällen der angegebenen Art 
g rö ß te  Z u rü c k h a l tu n g  zu üben. Nötigenfalls 
werden die Herren Regierungspräsidenten usw. ihre 
Zustimmung für die Befreiung (§ 2 Abs. 2 des Bau­
zuständigkeitsgesetzes vom 15. 12. 1933)*), soweit 
diese erforderlich ist, zu versagen haben. Auch ersuche 
ich, k e in e  allgemeine Zustimmung gemäß § 3 Abs. 2 
a. a. 0 . zu erteilen für Befreiungen von Bestimmungen 
über die bauliche Ausnutzbarkeit, sofern es sich dabei 
um den Ausbau von Dachgeschossen zu Wohnzwecken 
oder um eine Erhöhung der zulässigen Geschoßzahl 
handelt.

In  Vertretung 
Dr. L a n d fr ie d .

An den Staatskommissar der H auptstadt Berlin, 
die Reg.Präs., den Verbandspräs. in Essen, die Orts­
polizeibehörden der Stadtkreise (Oberbürgermeister), 
die Landräte, die als Baugenehmigung^behörden aner­
kannten Ortspolizeibehörden in den Landkreisen und 
die Staatshochbauämter.

*
R d E rl. d. F M . vom 27. J u l i  1934, betr. Verbilligung  
der H erstellung von Baubestandsbüchern fü r  D ienst­
wohnungen der Staatsbeam ten sowie fü r  Gestüte, 
D om änen und  Forstdienstgehöfte. § §  261 bis 265 
der D ienstanw eisung f  ür die Ortsbaubeamten. ( V  2 
N r. U fO c.  37.)

Die Baubestandsbücher sind in 3 Ausfertigungen 
aufzustellen und fortzuführen. Soweit die Kosten 
nach § 263 Satz 2 a. a. 0 . aus dem Baufonds zu be­
streiten sind und solange eine örtliche Bauleitung für 
die in Betracht kommenden Neu-, Um- und Erwei­
terungsbauten besteht, hat diese, sonst das zuständige 
Staatshochbauamt, alle einschlägigen Arbeiten zu 
leisten. Trägt nicht der Baufonds die Kosten, so 
fallen die entstehenden Ausgaben dem Kap. 52 des 
Haushalts des Finanzministeriums zur Last. Beson­
dere Zuschüsse zur Dienstaufwandsentschädigung 
können den Ortsbau beamten nur in ganz besonders 
gearteten Ausnahmefällen aus Anlaß der Aufstellung 
von Baubestandsbüchern bewilligt werden.

Zur Verringerung der Kosten für die Aufstellung 
der Baubcstandsbüchcr ist künftig wie folgt zu ver­
fahren :

a) Die Urzeichnungen sind auf dauerhaftem Paus­
papier oder -leinen herzustellen. Für die Ausferti­
gungen sind hiervon Lichtpausen zu fertigen.

b) Die Beschreibungen sowie die jeweils erforder­
lichen Ergänzungen sind in Schreibmaschinen­
schrift mit den nötigen Durchschlägen herzu­
stellen.

Im Aufträge 
E g g e r t,

An sämtl. RegPräs., den Präs. der Bau- u. FinDir. in 
Berlin u. den PolPräs. in Berlin.
*) Z entralb l. d . B auverw . 1U33, S. Ü74.

S chriftle itung : Berlin  G 2, A m  F estungsgraben  1. F ü r  den  n ich tam tlichen  Teil veran tw ortlich : M in iste rialrat D r.-Ing . N o n n  als H aup tsch riftle ite r 
u n d  Geheim er O berbau ra t D r.-Ing . e. h. G u s t a v  M e y e r  als  Ingen ieurschriftle iter, beide B erlin. —  V erlag von  W i l h e l m  E r n s t  «fc S o h n ,  Berlin. 
□ D ruck : P reußische D ruckerei- und  V erlags-A ktiengesellschaft Berlin.


